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Bekanntmachungen des Kreises Herford 
 

085 
Zustellungen von Verfügungen des Straßenverkehrsamtes durch öffentliche 

Bekanntmachung 
 
Die Zustellung von Verfügungen des Straßenverkehrsamtes wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage 
angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet (www.kreis-
herford.de – Politik und Verwaltung – Kreisverwaltung – Amtliches Kreisblatt) einsehbar. 
 
 
 

086 
Bekanntmachung der 7. Sitzung des Kreistages am Freitag,  

19.06.2015 um 16:00 Uhr im Sitzungsraum 3.00 des Kreishauses 
(Amtshausstraße 3, Herford) 

 
Tagesordnung 
 
I. ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
1 Bestimmung eines Mitgliedes zur Mitunterzeichnung 

der Sitzungsniederschrift 
 
2 Bestellung eines stellvertretenden Schriftführers für den Kreistag 

Vorlage 106/2015 
 

3 Stellungnahme des Kreises Herford zum Vorschlag des Ministeriums für Gesundheit, Emanzipation, 
Pflege und Alter zur zukünftigen Gestaltung der Kinder- und jugendpsychiatrischen Versorgung in 
Ostwestfalen-Lippe (Versorgungsgebiet 10) 

 Vorlage 125/2015 
 
4 Neubesetzung von Gremien und Ausschüssen 
 
4.1 Neubesetzung von Ausschüssen und Gremien auf Vorschlag der FDP-Fraktion 

Vorlage 87/2015 
 

4.2 (Neu-)Besetzung der Gesundheitskonferenz seitens der Apothekerkammer Westfalen-Lippe sowie 
der Arbeitsgemeinschaft Gesundheitsförderung Kreis Herford e.V. 
Vorlage 82/2015 
 

5 Über- und außerplanmäßiger Aufwand und über- und außerplanmäßige Auszahlungen in dem 
Zeitraum 01.01. bis 15.05.2015 
Vorlage 105/2015 
 

6 Zuschussangelegenheiten 
 
6.1 Kreiszuschuss nach Pos. 20 der Richtlinien des Kreises Herford zur Förderung des Sports an den 

Bünder Turnverein Westfalia e.V. für die Anschaffung von 26 Niedersprungmatten und einer 
Anlaufbahn für einen Sprungtisch 
Vorlage 75/2015 
 

6.2 Kreiszuschuss nach Pos. 19 der Richtlinien des Kreises Herford zur Förderung des Sports an die 
Tennisspielgemeinschaft Herford e.V. für die Modernisierung von 4 Tennisaußenplätzen 
Vorlage 70/2015 
 

7 Ausbau der Kreisstraße 40, Abschnitt 1 (Schäferweg) in Rödinghausen-Bruchmühlen mit Überführung 
der Bahnstrecke Osnabrück – Löhne; hier: Beschluss zur Durchführung der Maßnahme sowie 

http://www.kreis-herford.de/
http://www.kreis-herford.de/
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Abschluss einer Kreuzungsvereinbarung mit der DB Netz AG und Abschluss einer Vereinbarung zur 
Durchführung als Gemeinschaftsmaßnahme mit der Gemeinde Rödinghausen 
Vorlage 115/2015 
 

8 Interkommunale Zusammenarbeit mit der Stadt Herford 
Vorlage 90/2015 
 

9 Änderung der Betriebssatzung der Sozial-Psychiatrischen Rehabilitationseinrichtung 
Vorlage 108/2015 
 

10 Änderung der Verbandssatzung des Werre-Wasserverbandes 
Vorlage 98/2015 
 

11 Änderung der Satzung über die Elternbeiträge in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
(Elternbeitragssatzung) vom 13.06.2006 in der Fassung der 6. Änderungssatzung vom 01.10.2014 
Vorlage 99/2015 
 

12 Änderung der Satzung für das Kommunalunternehmen des Kreises Herford „Klinikum Herford – 
Anstalt des öffentlichen Rechts“ 
Vorlage 92/2015 
 

13 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
 
14 Anfragen von Kreistagsabgeordneten und Fraktionen 
 
15 Mitteilungen des Landrates über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung 
 
II. NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
1 Anfragen von Kreistagsabgeordneten und Fraktionen 
 
2 Mitteilungen des Landrates über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung 
 
gez. Christian Manz 
Vorsitzender 
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Bekanntmachungen der Hansestadt Herford 
 

087 
Bekanntmachung der Sitzung des Rates der Hansestadt Herford 

am Freitag, 19.06.2015 um 16:00 Uhr 
im Großen Sitzungssaal des Rathauses (II. OG), Rathausplatz 1, 32052 Herford 

 
Tagesordnung: 
 
A. Öffentlicher Teil 
A.1 Feststellung der Beschlussfähigkeit  
A.2 Niederschrift des öffentlichen Teiles der Sitzung des Rates vom 24.04.2015  
A.3 Fragestunde für Ratsmitglieder sowie Einwohnerinnen und Einwohner  
A.4 Entgegennahme von Erklärungen gemäß § 31 GO NRW  
A.5 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung zur Stellung des Zuschussantrages „Sanierung der 

Markthalle“  
A.6 Aktueller Sachstand zum Asylkonzept  
A.7 Neuorganisation der Stabsbereiche  
A.8 Steuerung von Drittorganisationen:  
A.8a Beteiligungscontrolling zum Stichtag 31. März 2015  
A.8b HVV GmbH: 

a) Jahresabschluss 2014 (Einzelabschluss) 
b) Konzernabschluss 2014  

A.8c WWS GmbH: Jahresabschluss 2014  
A.8d AOV GbR und AOV IT.Services GmbH: Änderung der Gesellschaftsverträge  
A.8e Compliance Richtlinien  
A.8f Spenden und Sponsoring  
A.9 1. Situationsbericht zur Haushaltswirtschaft 2015  
A.10 Künftige räumliche Unterbringung der City-Wache  
A.11 Handlungskonzept Wohnen Herford 2030 

Teil 1: Darstellung der Ziele- und Maßnahmenempfehlungen 
Teil 2: Entwicklung einer neuen Wohnbaulandstrategie Herford 2030  

A.12 Zentren- und Nahversorgungskonzept: Beschluss der Fortschreibung  
A.13 Themenfeld Kindertagesbetreuung: 

Erstattung Elternbeiträge aufgrund des Streiks in städtischen Kindertageseinrichtungen  
A.14 Frühe Hilfen: Projekt „Baby-Hotel Bärenbude“  
A.15 Erneuerung/Umgestaltung der "Bäckerstraße" 

hier: Satzung über den Ausbau und die Abrechnung nach § 8 KAG (Kommunalabgabengesetz)  
A.16 Vereinbarung mit dem Kreis Herford über die Übernahme der Aufgabe der Erteilung von 

Ausnahmegenehmigungen nach § 46Abs.1 Ziff. 5 und 7 StVO  
A.17 Änderung der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen zur Finanzierung außerunterrichtlicher 

Angebote im Rahmen der offenen Ganztagsgrundschule entsprechend des Haushaltsbeschlusses für 
das Jahr 2015 aus der Ratssitzung vom 24.04.2015  

A.18 Kooperationsvereinbarung "Offene Ganztagsgrundschule"  
A.19 Neubenennung der Werrepromenade hinter dem Friedrichsgymnasium mit Antrag vom 26.01.2015 
A.20 Gebührenhaushalt Straßenreinigung 

hier: 4. Satzung zur Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren in der Hansestadt Herford  

A.21 Abrechnung von Straßenbaumaßnahmen nach dem Baugesetzbuch (BauGB) und nach dem 
Kommunalabgabengesetz (KAG) 
hier: 7. Satzung zur Änderung der Erschließungsbeitragssatzung und 8. Satzung zur Änderung der 
Straßenbaubeitragssatzung der Stadt Herford  

A.22 Gremienbesetzungen: 
hier: Schreiben des Ratsmitglieds Herrn Heinz-Günther Scheffer vom 31.03.15, eingegangen per Mail 
am 02.04.15, bezügl. des BauUA und WahlA  

A.23 Antrag Fraktion DIE LINKE vom 27.05.15 zur Unterstützung der ver.di-Aufwertungskampagne 
MitarbeiterInnen in Sozial- und Erziehungsberufen  

A.24 Arbeitnehmer/-innenmitbestimmung in fakultativen Aufsichtsräten  
A.24a Antrag der Fraktion SPD vom 19.05.15:  

Arbeitnehmer/-innenmitbestimmung in fakultativen Aufsichtsräten  
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A.24b Antrag der Fraktion Bündnis90/ DIE GRÜNEN vom 03.06.15: Arbeitnehmermitbestimmung in 
Aufsichtsräten städtischer Unternehmen  

A.25 Antrag der Fraktion Bündnis90/ DIE GRÜNEN vom 02.06.15:  
Hanse-Aktivitäten der Stadt Herford  

A.26 Antrag der Fraktion Bündnis90/ DIE GRÜNEN vom 03.06.15:  
Diskriminierende Einlasspraktiken von Herforder Diskotheken  

A.27 Antrag der SPD vom 03.06.15:  
 Resolution Integration von Flüchtlingen: Eine gesamtstaatliche Aufgabe –  
 Keine Überforderung der Kommunen  
A.28 Antrag der SPD vom 03.06.15 zu den KITA-Tarifverhandlungen  
A.29 Antrag der SPD vom 03.06.15:  
 “Errichtung einer Zentralen Unterbringungseinrichtung des Landes NRW für Asylbewerber in Herford“ 
 
B. Nichtöffentlicher Teil 
B.1 Niederschrift des nichtöffentlichen Teiles der Sitzung des Rates vom 24.04.2015  
B.2 Steuerung von Drittorganisationen:  
B.3 Unterrichtung der Einwohnerinnen und Einwohner gem. § 3 Abs. 1 der Hauptsatzung  
 
Diese Bekanntmachung wird auch im Internet auf der Homepage der Hansestadt Herford unter 
http://www.herford.de veröffentlicht. 
 
Hansestadt Herford, den 05.06.2015 
 
Der Bürgermeister 
Tim Kähler 
 
 
 

http://www.herford.de/
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Bekanntmachungen der Stadt Bünde 
 

088 
Bauleitplanung der Stadt Bünde 

Bebauungsplan Gemarkung Ennigloh Nr. 39 „An der Wilhelmstraße“ 
- Beschleunigtes Verfahren gemäß § 13 a Baugesetzbuch / Bebauungsplan der 

Innenentwicklung - 
Aufstellungsbeschluss und öffentliche Auslegung 

 
Der Rat der Stadt Bünde hat in seiner Sitzung am 11. November 2014 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Für das Gebiet zwischen „Wilhelmstraße, Levisonstraße“ und dem Gelände der Deutsche Bahn AG mit den 
Grundstücken Gemarkung Ennigloh Flur 55 Flurstücke 102/1, 702, 703, 697, 109/1, 112/1, 885, 886, 882, 879, 
876, 877, 878, 883 und 884 soll der Bebauungsplan Gemarkung Ennigloh Nr. 39 aufgestellt werden, der die 
Bezeichnung "An der Wilhelmstraße" führt. 
Der Bebauungsplan soll im beschleunigten Verfahren (§ 13 a Baugesetzbuch) ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 Baugesetzbuch durchgeführt werden. 
Die Grenzen des Plangebietes sind aus dem Übersichtsplan (M.: 1:5.000) ersichtlich. 
 

 

 
Vorstehender Beschluss des Rates der Stadt Bünde wird hiermit öffentlich bekannt gemacht (§ 2 Absatz 1 Satz 
2 Baugesetzbuch). 
 
Ferner hat der Rat der Stadt Bünde in seiner Sitzung am 12. Mai 2015 den Beschluss gefasst, den Planentwurf 
des Bebauungsplanes Gemarkung Ennigloh Nr. 39 „An der Wilhelmstraße“ öffentlich auszulegen (§ 3 Abs. 2 
Baugesetzbuch). 
 
Der Planentwurf einschließlich der Begründung vom 20. April 2015 werden in der Zeit vom 22.06.2015 bis 
einschließlich 27.07.2015 im Rathaus Bünde, Bahnhofstraße 13 + 15, Bünde, II. Obergeschoss, im Flur zu 
den Räumen der Abteilung Planung, während der Dienststunden, Montag bis Donnerstag 8.00 Uhr bis 12.30 
Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, Freitag von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, zu jedermanns Einsicht ausgelegt. 
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Während der Auslegungsfrist können von jedermann Stellungnahmen zu dem Planentwurf schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. 
Im beschleunigten Verfahren (§ 13 a Baugesetzbuch) gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens 
nach § 13 Absatz 2 und 3 Satz 1 des Baugesetzbuches entsprechend. 
Es wird von der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 Baugesetzbuch, von dem Umweltbericht nach § 2 a 
Baugesetzbuch, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 2 Baugesetzbuch, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Absatz 5 Satz 3 und § 10 
Absatz 4 Baugesetzbuch abgesehen. 
Ein Normenkontrollantrag gemäß § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 
686) in der zurzeit geltenden Fassung gegen den Bebauungsplan ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen dieser öffentlichen Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht, aber hätte geltend machen können. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), in der zurzeit  
geltenden Fassung, § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S 666/SGV NRW 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit den Bestimmungen der 
Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO) vom 26. Aug. 1999 (GV NRW S. 516) in der zurzeit geltenden Fassung und gemäß § 15 der 
Hauptsatzung der Stadt Bünde in der Fassung der 14. Änderung vom 18. August 2014 wird der vorgenannte 
Aufstellungsbeschluss hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Der Aufstellungsbeschluss einschließlich Übersichtsplan kann auf Dauer im Rathaus der Stadt Bünde, 
Bahnhofstraße 13 + 15, II. Obergeschoss, Bereich Planen und Bauen, Abteilung Planung, während der 
Dienststunden eingesehen  werden. Über den Inhalt des Aufstellungsbeschlusses wird auf Verlangen Auskunft 
erteilt. 
 
Hinweise: 
Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen von Satzungen, sonstigen 
ortsrechtlichen Bestimmungen und Flächennutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bünde, den 03.Juni 2015 
 
Der Bürgermeister 
Koch 
 
 
 

089 
Bauleitplanung der Stadt Bünde 

9. Änderung des Bebauungsplanes Gemarkung Bünde Nr. 103 
- Beschleunigtes Verfahren gemäß § 13 a Baugesetzbuch / Bebauungsplan der 

Innenentwicklung - 
 
Der Rat der Stadt Bünde hat in seiner Sitzung am 12. Mai 2015 den Bebauungsplan Gemarkung Bünde Nr. 103 
gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. 
 
Die Grenzen des Plangebietes sind aus dem Übersichtsplan (M.: 1 : 5.000) ersichtlich.  
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Bekanntmachungsanordnung 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), in der zurzeit  
geltenden Fassung, § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S 666/SGV NRW 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit den Bestimmungen der 
Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO) vom 26. Aug. 1999 (GV NRW S. 516) in der zurzeit geltenden Fassung und gemäß § 15 der 
Hauptsatzung der Stadt Bünde in der Fassung der 14. Änderung vom 18. August 2014 wird die vorgenannte 
Satzung hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Satzung einschließlich Übersichtsplan und die Begründung können auf Dauer im Rathaus der Stadt Bünde, 
Bahnhofstraße 13 + 15, II. Obergeschoss, Bereich Planen und Bauen, Abteilung Planung, während der 
Dienststunden eingesehen  werden. Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Hinweise: 
1) Es wird darauf hingewiesen, dass 

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften und 

b) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, dann unbeachtlich 
werden, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Stadt Bünde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. 

2) Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 Sätze 1 und 2 des BauGB über die Geltendmachung von 
Planungsentschädigungsansprüchen durch Antrag an den Entschädigungsverpflichteten (vgl. § 43 BauGB) 
im Falle der in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile und auf das nach § 44 Abs. 4 
BauGB mögliche Erlöschen der Ansprüche, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 
gestellt wird, wird hingewiesen. 

3) Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen von Satzungen, 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und Flächennutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
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b) die Satzung, die ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bünde, den 03. Juni 2015 
 
Der Bürgermeister 
Koch 
 
 
 

090 
Bauleitplanung der Stadt Bünde 

Bebauungsplan Gemarkung Ennigloh Nr. 37 „Von-Schütz-Straße / Wedekindstraße“ 
- Beschleunigtes Verfahren gemäß § 13 a Baugesetzbuch / Bebauungsplan der 

Innenentwicklung - 
 
Der Rat der Stadt Bünde hat in seiner Sitzung am 12. Mai 2015 den Bebauungsplan Gemarkung Ennigloh Nr. 
37 „Von-Schütz-Straße / Wedekindstraße“  gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. 
 
Die Grenzen des Plangebietes sind aus dem Übersichtsplan (M.: 1 : 5.000) ersichtlich.  
 

 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), in der zurzeit  
geltenden Fassung, § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S 666/SGV NRW 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit den Bestimmungen der 
Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO) vom 26. Aug. 1999 (GV NRW S. 516) in der zurzeit geltenden Fassung und gemäß § 15 der 
Hauptsatzung der Stadt Bünde in der Fassung der 14. Änderung vom 18. August 2014 wird die vorgenannte 
Satzung hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Satzung einschließlich Übersichtsplan und die Begründung können auf Dauer im Rathaus der Stadt Bünde, 
Bahnhofstraße 13 + 15, II. Obergeschoss, Bereich Planen und Bauen, Abteilung Planung, während der 
Dienststunden eingesehen  werden. Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
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Hinweise: 
4) Es wird darauf hingewiesen, dass 

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften und 

b) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, dann unbeachtlich 
werden, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Stadt Bünde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. 

5) Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 Sätze 1 und 2 des BauGB über die Geltendmachung von 
Planungsentschädigungsansprüchen durch Antrag an den Entschädigungsverpflichteten (vgl. § 43 BauGB) 
im Falle der in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile und auf das nach § 44 Abs. 4 
BauGB mögliche Erlöschen der Ansprüche, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 
gestellt wird, wird hingewiesen. 

6) Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen von Satzungen, 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und Flächennutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bünde, den 03. Juni 2015 
 
Der Bürgermeister 
Koch 
 
 
 

091 
Bauleitplanung der Stadt Bünde 

Bebauungsplan Gemarkung Hunnebrock Nr. 19 „An der Engerstraße / Heinrichstraße“ 
- Beschleunigtes Verfahren gemäß § 13 a Baugesetzbuch / Bebauungsplan der 

Innenentwicklung - 
Aufstellungsbeschluss und öffentliche Auslegung 

 
Der Rat der Stadt Bünde hat in seiner Sitzung am 06. Februar  2014 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Für den Bereich der Grundstücke Gemarkung Hunnebrock Flur 2 Flurstücke 403, 402, 81/40, 148, 194,119/46, 
120/46, 94/47, 217 und 218 an der „Engerstraße“ und der „Heinrichstraße“ soll der Bebauungsplan Gemarkung 
Hunnebrock Nr. 19 aufgestellt werden. 
Er führt die Bezeichnung „An der Engerstraße/ Heinrichstraße“. 
Der Bebauungsplan soll im beschleunigten Verfahren (§ 13 a Baugesetzbuch) ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 Baugesetzbuch durchgeführt werden. 
Die Grenzen des Plangebietes sind aus dem Übersichtsplan (M 1:2500) ersichtlich.  
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Vorstehender Beschluss des Rates der Stadt Bünde wird hiermit öffentlich bekannt gemacht (§ 2 Absatz 1 Satz 
2 Baugesetzbuch). 
 
Ferner hat der Rat der Stadt Bünde in seiner Sitzung am 11. November 2014 den Beschluss gefasst, den 
Planentwurf des Bebauungsplanes Gemarkung Hunnebrock Nr. 19 „An der Engerstraße / Heinrichstraße“ 
öffentlich auszulegen (§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch). 
 
Der Planentwurf einschließlich der Begründung vom 01. Oktober 2014 werden in der Zeit vom 22.06.2015 bis 
einschließlich 27.07.2015 im Rathaus Bünde, Bahnhofstraße 13 + 15, Bünde, II. Obergeschoss, im Flur zu 
den Räumen der Abteilung Planung, während der Dienststunden, Montag bis Donnerstag 8.00 Uhr bis 12.30 
Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, Freitag von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, zu jedermanns Einsicht ausgelegt. 
Während der Auslegungsfrist können von jedermann Stellungnahmen zu dem Planentwurf schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. 
Im beschleunigten Verfahren (§ 13 a Baugesetzbuch) gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens 
nach § 13 Absatz 2 und 3 Satz 1 des Baugesetzbuches entsprechend. 
Es wird von der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 Baugesetzbuch, von dem Umweltbericht nach § 2 a 
Baugesetzbuch, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 2 Baugesetzbuch, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Absatz 5 Satz 3 und § 10 
Absatz 4 Baugesetzbuch abgesehen. 
Ein Normenkontrollantrag gemäß § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 
686) in der zurzeit geltenden Fassung gegen den Bebauungsplan ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen dieser öffentlichen Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht, aber hätte geltend machen können. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), in der zurzeit  
geltenden Fassung, § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S 666/SGV NRW 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit den Bestimmungen der 
Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO) vom 26. Aug. 1999 (GV NRW S. 516) in der zurzeit geltenden Fassung und gemäß § 15 der 
Hauptsatzung der Stadt Bünde in der Fassung der 14. Änderung vom 18. August 2014 wird der vorgenannte 
Aufstellungsbeschluss hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Der Aufstellungsbeschluss einschließlich Übersichtsplan kann auf Dauer im Rathaus der Stadt Bünde, 
Bahnhofstraße 13 + 15, II. Obergeschoss, Bereich Planen und Bauen, Abteilung Planung, während der 
Dienststunden eingesehen  werden. Über den Inhalt des Aufstellungsbeschlusses wird auf Verlangen Auskunft 
erteilt. 
 
Hinweise: 
Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen von Satzungen, sonstigen 
ortsrechtlichen Bestimmungen und Flächennutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bünde, den 05.Juni 2015 
 
Der Bürgermeister 
Koch 
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